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A. Problem und Ziel

Die Gründung der EU-Lateinamerika/Karibik-Stiftung wurde auf dem
Gipfel in Madrid 2010 beschlossen mit dem Ziel, die politischen, wirt-
schaftlichen und wissenschaftlichen Beziehungen zwischen den Staa-
ten Lateinamerikas und der Karibik einerseits und der Europäischen
Union und ihren Mitgliedstaaten andererseits unter Einbeziehung zivil-
gesellschaftlicher Akteure weiter zu vertiefen und die strategische Part-
nerschaft mit Leben zu füllen. Die Stiftung dient dazu, den latein -
amerikanisch-europäischen Dialog zu stärken und das gegenseitige
Verständnis zu fördern. Die EU-Lateinamerika/Karibik-Stiftung trägt
durch ihre Tätigkeit zur Konvergenz des Handelns der Europäischen
Union und ihrer Mitgliedstaaten gegenüber der Region Lateinamerikas
und der Karibik bei. Die Zivilgesellschaft und andere gesellschaftliche
Akteure wie akademische Einrichtungen können einbezogen und deren
Beiträge berücksichtigt werden. Besonderer Wert wird darauf gelegt,
dass die Stiftung der Partnerschaft eine erhöhte Präsenz in der Öffent-
lichkeit verleiht. 

Die Bundesregierung hat sich erfolgreich dafür eingesetzt, dass die
Freie und Hansestadt Hamburg zum Sitz der Stiftung bestimmt wurde.
Damit unterstreicht Deutschland sein Interesse an einer engen Part-
nerschaft mit der Zukunftsregion Lateinamerika/Karibik.

Von Beginn an war es Konsens der Europäischen Union, ihrer Mitglied-
staaten und der Staaten Lateinamerikas und der Karibik, die EU -
Lateinamerika/Karibik-Stiftung als internationale Organisation zu kon-
stituieren, um den biregionalen Charakter der Stiftung zu betonen. Die
Gründung als Stiftung deutschen Rechts 2011 diente lediglich einer
beschleunigten Arbeitsaufnahme. Am 25. Oktober 2016 wurde schließ-
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lich das Übereinkommen zur Errichtung der Internationalen EU-LAK-
Stiftung von der Bundesrepublik Deutschland unterzeichnet, um die
Stiftung deutschen Rechts in eine internationale Organisation umzu-
wandeln.

B. Lösung

Durch das Vertragsgesetz sollen die Voraussetzungen nach Artikel 59
Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes für die nach Artikel 24 des Über-
einkommens vorgesehene Ratifikation geschaffen werden.

C. Alternativen

Keine.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand

Durch die Umwandlung der Stiftung in eine internationale Organisation
entstehen keine unmittelbaren zusätzlichen Kosten für die öffentlichen
Haushalte. Steuermindereinnahmen können dadurch entstehen, dass
der Stiftung Befreiung von direkten Steuern und den internationalen
Bediensteten Befreiung von den Steuern auf die von der Stiftung ge-
zahlten Gehälter und Bezüge eingeräumt werden.

E. Erfüllungsaufwand

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger

Keiner.

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft

Keiner.

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung

Keiner.

F. Weitere Kosten

Keine.
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 Bundesrepublik Deutschland                             Berlin, den 27. Januar 2017
            Die Bundeskanzlerin

An den
Präsidenten des Bundesrates

Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes den von
der Bundesregierung beschlossenen

Entwurf eines Gesetzes zu dem Übereinkommen vom 25. Oktober 2016
zur Errichtung der Internationalen EU-LAK-Stiftung.

mit Begründung und Vorblatt.

Federführend ist das Auswärtige Amt.

Dr. Angela Merkel

Fristablauf: 10. 03. 17
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Gesetzentwurf
der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes
zu dem Übereinkommen vom 25. Oktober 2016
zur Errichtung der Internationalen EU-LAK-Stiftung





Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz be-
schlossen:

Artikel 1

Dem in Santo Domingo (Dominikanische Republik) am 25. Oktober 2016 von
der Bundesrepublik Deutschland unterzeichneten Übereinkommen zur Errich-
tung der Internationalen EU-LAK-Stiftung wird zugestimmt. Das Übereinkommen
wird nachstehend veröffentlicht.

Artikel 2 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustim-
mung des Bundesrates zur Durchführung von Artikel 2 Absatz 2, Artikel 16 Ab-
satz 4 und Artikel 30 des Übereinkommens Vorschriften zu erlassen über

1. die Zurverfügungstellung von im Rahmen ihres Finanzierungsbeitrags ange-
messen ausgestatteten und geeigneten Räumlichkeiten sowie Instandhal-
tungs-, Versorgungs- und Sicherheitsdienstleistungen für die Einrichtung der
und Nutzung durch die Internationale EU-LAK-Stiftung in der Freien und Han-
sestadt Hamburg in der Bundesrepublik Deutschland,

2. die Ermöglichung und Durchführung der Übertragung von Vermögenswerten
und Verbindlichkeiten, Ressourcen, Geldern und anderen vertraglichen Ver-
pflichtungen der vorläufigen Stiftung auf die nach diesem Übereinkommen
gegründete Internationale EU-LAK-Stiftung.

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

(2) Der Tag, an dem das Übereinkommen nach seinem Artikel 25 Absatz 1 für
die Bundesrepublik Deutschland in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekannt
zu geben.
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Begründung zum Vertragsgesetz

Zu Artikel 1

Auf den Vertrag ist Artikel 59 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes anzuwenden,
da er sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. Die Zustimmung
des Bundesrates ist nach Artikel 105 Absatz 3 in Verbindung mit Artikel 106
 Absatz 3 des Grundgesetzes erforderlich, da der EU-Lateinamerika/Karibik-Stif-
tung und ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im Rahmen des Artikels 20
 Absatz 5 und 6 des Übereinkommens zur Errichtung der Internationalen EU-
LAK-Stiftung Steuerbefreiungen für die Einkommensteuer und die Umsatzsteuer
gewährt werden, deren Aufkommen teilweise den Ländern zusteht. 

Zu Artikel 2

Dieser Artikel ermächtigt die Bundesregierung gemäß Artikel 80 Absatz 1 des
Grundgesetzes dazu, zur Umsetzung der Artikel 2 Absatz 2, Artikel 16 Absatz 4
und Artikel 30 des Übereinkommens zur Errichtung der Internationalen EU-LAK-
Stiftung durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates Vorschrif-
ten in Kraft zu setzen. Hierdurch soll der Gesetzgeber entlastet werden. Artikel 2
Absatz 2 des Übereinkommens betrifft die Einrichtung des Sitzes der Stiftung in
der Freien und  Hansestadt Hamburg. Artikel 16 Absatz 4 des Übereinkommens
betrifft die Zurverfügungstellung von Räumlichkeiten zur Nutzung durch die Stif-
tung in der  Freien und Hansestadt Hamburg seitens der Bundesrepublik
Deutschland. Artikel 30 des Übereinkommens soll die Durchführung der Über-
tragung von Vermögenswerten und Verbindlichkeiten, Ressourcen, Geldern und
anderen vertrag lichen Verpflichtungen der vorläufigen Stiftung auf die nach die-
sem Übereinkommen gegründete Internationale EU-Lateinamerika/Karibik-Stif-
tung ermöglichen. Maßnahmen zur Umsetzung von Artikel 16 Absatz 4 sollen
nur im Rahmen des Finanzierungsbedarfs der Bundesrepublik Deutschland in
einem angemessenen Umfang erfolgen. 

Zu Artikel 3

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 Ab-
satz 2 Satz 1 des Grundgesetzes.

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, zu dem das Übereinkommen nach seinem Ar-
tikel 25 Absatz 1 für die Bundesrepublik Deutschland in Kraft tritt, im Bundes -
gesetzblatt bekannt zu geben.

Schlussbemerkung

Ziel der Stiftung ist es, die Partnerschaft zwischen der Europäischen Union und
der Gemeinschaft Lateinamerikanischer und Karibischer Staaten zu stärken und
den biregionalen Dialog zu vertiefen. Für Bund, Länder und Gemeinden ent -
stehen durch dieses Gesetz keine Kosten. Zusätzliche Kosten für die Wirtschaft
beziehungsweise Auswirkungen auf das Verbraucherpreisniveau sind nicht zu
erwarten.



Die Vertragsparteien dieses Übereinkommens –

unter Hinweis auf die Strategische Partnerschaft zwischen
 Lateinamerika und der Karibik (LAK) und der Europäischen Union
(EU), die im Juni 1999 im Rahmen des ersten EU-LAK-Gipfeltref-
fens in Rio de Janeiro begründet wurde,

eingedenk der Initiative, die die Staats- und Regierungschefs
Lateinamerikas und der Karibik und der Europäischen Union auf
dem fünften EU-LAK-Gipfeltreffen in Lima, Republik Peru, am
16. Mai 2008 angenommen haben,

unter Hinweis auf den Beschluss, die EU-LAK-Stiftung zu
 errichten, den die Staats- und Regierungschefs der Euro -
päischen Union und Lateinamerikas und der Karibik, der Präsi-
dent des  Europäischen Rates und der Präsident der Kommission
auf dem sechsten EU-LAK-Gipfeltreffen in Madrid, Spanien, am
18. Mai 2010 angenommen haben,

unter Hinweis auf die Errichtung einer vorläufigen Stiftung in
der Bundesrepublik Deutschland im Jahr 2011, die ihre Tätigkeit
beenden und aufgelöst werden wird, wenn das internationale
Übereinkommen zur Errichtung der EU-LAK-Stiftung in Kraft tritt,

in Bekräftigung der Notwendigkeit der Gründung einer
 zwischenstaatlichen internationalen Organisation nach dem
 Völkerrecht durch ein „Internationales Übereinkommen zur
 Errichtung der EU-LAK-Stiftung auf der Grundlage des auf einem
Ministertreffen am Rande des sechsten EU-LAK-Gipfels in
 Madrid angenommenen Mandats“ als Beitrag zur Stärkung der
bestehenden Bindungen zwischen den lateinamerikanischen und
den karibischen Staaten, der EU und den EU-Mitgliedstaaten –

sind wie folgt übereingekommen:

Artikel 1

Gegenstand

(1) Durch dieses Übereinkommen wird die Internationale 
EU-LAK-Stiftung (im Folgenden „Stiftung“ oder „EU-LAK-Stif-
tung“) errichtet.

(2) In diesem Übereinkommen sind die Ziele der Stiftung und
die allgemeinen Vorschriften und Leitlinien für ihre Tätigkeit,
Struktur und Arbeitsweise festgelegt.

Artikel 2

Art und Sitz

(1) Die EU-LAK-Stiftung ist eine nach dem Völkerrecht errich-
tete zwischenstaatliche internationale Organisation. Ihr Schwer-
punkt liegt auf der Stärkung der biregionalen Partnerschaft
 zwischen der EU und den EU-Mitgliedstaaten und der Gemein-
schaft der Lateinamerikanischen und Karibischen Staaten (CELAC).

(2) Die EU-LAK-Stiftung hat ihren Sitz in der Freien und
 Hansestadt Hamburg, Bundesrepublik Deutschland.

Artikel 3

Mitglieder der Stiftung

(1) Nachdem die lateinamerikanischen und die karibischen
Staaten sowie die EU-Mitgliedstaaten und die EU ihre Zustim-
mung, durch dieses Übereinkommen gebunden zu sein, ausge-
drückt haben, werden sie nach Abschluss ihrer internen recht -
lichen Verfahren die einzigen Mitglieder der EU-LAK-Stiftung.

(2) Die EU-LAK-Stiftung steht zudem der Gemeinschaft der
Lateinamerikanischen und Karibischen Staaten (CELAC) zur Be-
teiligung offen.

Artikel 4

Rechtspersönlichkeit

(1) Die EU-LAK-Stiftung hat internationale Rechtspersönlich-
keit und die Rechtsfähigkeit, die für die Erfüllung ihrer Ziele und
die Ausübung ihrer Tätigkeit im Gebiet eines jeden ihrer Mitglie-
der nach Maßgabe des internen Rechts erforderlich ist.

(2) Die Stiftung besitzt außerdem die Fähigkeit, Verträge zu
schließen, bewegliches und unbewegliches Vermögen zu erwer-
ben und zu veräußern sowie vor Gericht zu stehen.

Artikel 5

Ziele der Stiftung

(1) Die EU-LAK-Stiftung zielt auf Folgendes ab:

a) Beitrag zur Stärkung des biregionalen Partnerschaftsprozes-
ses zwischen der CELAC und der EU, unter anderem durch
Einbeziehung und Mitwirkung zivilgesellschaftlicher und an-
derer gesellschaftlicher Akteure,

b) Förderung der gegenseitigen Kenntnis und des gegenseitigen
Verständnisses der beiden Regionen und

c) Verbesserung der gegenseitigen Wahrnehmung der beiden
Regionen und des Bekanntheitsgrads der biregionalen Part-
nerschaft.

(2) Insbesondere verfolgt die EU-LAK-Stiftung folgende Ziele:

a) Förderung und Koordinierung ergebnisorientierter Maß -
nahmen zur Unterstützung der biregionalen Beziehungen mit
Schwerpunkt auf der Umsetzung der auf den CELAC-EU-
Gipfeltreffen festgelegten Prioritäten,

b) Anregung der Debatte über gemeinsame Strategien zur Um-
setzung dieser Prioritäten durch Förderung von Forschung
und Studien,

c) Förderung eines fruchtbaren Austauschs und neuer Möglich-
keiten der Netzwerkbildung zwischen zivilgesellschaftlichen
und anderen gesellschaftlichen Akteuren.

Artikel 6

Kriterien für die Tätigkeit

(1) Damit die in Artikel 5 genannten Ziele verwirklicht werden
können, gilt für die Tätigkeit der EU-LAK-Stiftung Folgendes:

a) Sie beruht auf den Prioritäten und Themen, die auf der Ebene
der Staats- und Regierungschefs auf den Gipfeltreffen erörtert
werden, wobei der Schwerpunkt auf dem ermittelten Bedarf
an Förderung der biregionalen Beziehungen liegt;

b) sie bezieht – soweit möglich und im Rahmen der Tätigkeit der
Stiftung – die Zivilgesellschaft und andere gesellschaftliche
Akteure wie Hochschulen mit ein und trägt deren Beiträgen
nach eigenem Ermessen Rechnung. Zu diesem Zweck kann
jedes Mitglied geeignete Einrichtungen und Organisationen
nennen, die den biregionalen Dialog auf nationaler Ebene
stärken;

c) sie bringt einen Mehrwert für bestehende Initiativen;

d) sie sorgt für die Bekanntheit der Partnerschaft, insbesondere
durch Maßnahmen mit Multiplikatorwirkung.
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(2) Bei der Einleitung von Tätigkeiten oder der Teilnahme an
Tätigkeiten geht die EU-LAK-Stiftung proaktiv, dynamisch und
ergebnisorientiert vor.

Artikel 7

Tätigkeit der Stiftung

(1) Zur Erreichung der in Artikel 5 genannten Ziele führt die
EU-LAK-Stiftung unter anderem die folgenden Tätigkeiten aus:

a) Förderung von Debatten durch Seminare, Konferenzen,
Workshops, Reflexionsgruppen, Kurse, Ausstellungen, Ver-
öffentlichungen, Vorträge, Schulungen, den Austausch von
bewährten Methoden und Fachwissen,

b) Förderung und Unterstützung von Veranstaltungen im
 Zusammenhang mit Themen, die auf den EU-CELAC-Gipfel-
treffen erörtert wurden, und mit den Prioritäten der CELAC-
EU-Treffen hoher Beamter,

c) Einleitung biregionaler bewusstseinsfördernder Programme
und Initiativen, einschließlich des Austauschs in ermittelten
vorrangigen Bereichen,

d) Förderung von Studien über von beiden Regionen ausge-
machte Themen,

e) Erschließung und Angebot neuer Kontaktmöglichkeiten,
 insbesondere für Personen und Einrichtungen, die mit der
 biregionalen CELAC-EU-Partnerschaft noch nicht vertraut
sind,

f) Schaffung einer Internet-Plattform und/oder Erstellung einer
elektronischen Veröffentlichung.

(2) Die EU-LAK-Stiftung kann Initiativen mit öffentlichen und
privaten Einrichtungen, mit den EU-Institutionen, mit internatio-
nalen und regionalen Institutionen, mit lateinamerikanischen und
karibischen Staaten und mit EU-Mitgliedstaaten auf den Weg
bringen.

Artikel 8

Struktur der Stiftung

Die EU-LAK-Stiftung hat

a) einen Stiftungsrat,

b) einen Präsidenten und

c) einen Geschäftsführenden Direktor.

Artikel 9

Stiftungsrat

(1) Der Stiftungsrat setzt sich aus Vertretern der Mitglieder der
EU-LAK-Stiftung zusammen. Er tritt auf der Ebene hoher Beam-
ter und gegebenenfalls auf der Ebene der Außenminister anläss-
lich der CELAC-EU-Gipfeltreffen zusammen.

(2) Die Gemeinschaft der Lateinamerikanischen und Karibi-
schen Staaten (CELAC) wird durch ihren amtierenden Vorsitz im
Stiftungsrat vertreten; das gilt unbeschadet der Beteiligung des
betreffenden Landes in seiner Eigenschaft als Staat. 

(3) Das Präsidium der Parlamentarischen Versammlung
Europa-Lateinamerika (EuroLat) wird aufgefordert, einen Vertreter
pro Region als Beobachter im Stiftungsrat zu benennen.

(4) Die Paritätische Parlamentarische Versammlung der Staa-
ten in Afrika, im karibischen Raum und im Pazifischen Ozean
(AKP) und der EU wird aufgefordert, einen Vertreter der EU und
einen Vertreter des karibischen Raums als Beobachter im Stif-
tungsrat zu benennen.

Artikel 10

Vorsitz des Stiftungsrats

Der Stiftungsrat hat zwei Vorsitzende: einen Vertreter der EU
und einen Vertreter der lateinamerikanischen und der karibischen
Staaten.

Artikel 11

Befugnisse des Stiftungsrats

Der Stiftungsrat der EU-LAK-Stiftung hat folgende Befug nisse:

a) Ernennung des Präsidenten und des Geschäftsführenden
 Direktors der Stiftung,

b) Annahme der allgemeinen Leitlinien für die Arbeit der Stiftung,
Festlegung der operativen Prioritäten und der Geschäftsord-
nung der Stiftung sowie Ergreifung der erforderlichen Maß-
nahmen zur Gewährleistung von Transparenz und Rechen-
schaftspflicht, insbesondere für die Außenfinanzierung,

c) Genehmigung des Abschlusses des Sitzabkommens sowie
etwaiger sonstiger Übereinkünfte oder Vereinbarungen, die
die Stiftung mit lateinamerikanischen und karibischen Staaten
und EU-Mitgliedstaaten über Vorrechte und Immunitäten
möglicherweise schließt, 

d) Annahme des Haushaltsplans und des Statuts der Bediens-
teten auf der Grundlage eines Vorschlags des Geschäftsfüh-
renden Direktors,

e) Genehmigung von Änderungen der Organisationsstruktur der
Stiftung auf der Grundlage eines Vorschlags des Geschäfts-
führenden Direktors,

f) Annahme eines Mehrjahresarbeitsprogramms mit einem
mehrjährigen Haushaltsvoranschlag (im Prinzip für vier Jahre)
auf der Grundlage des vom Geschäftsführenden Direktor vor-
gelegten Entwurfs,

g) Annahme des Jahresarbeitsprogramms, einschließlich der
Projekte und Tätigkeiten für das kommende Jahr, auf der
Grundlage eines vom Geschäftsführenden Direktor vorgeleg-
ten Entwurfs und des Mehrjahresprogramms,

h) Annahme des jährlichen Haushaltsplans für das folgende
Jahr,

i) Genehmigung der Kriterien für das Monitoring und die Rech-
nungsprüfung sowie für die Berichterstattung über die Pro-
jekte der Stiftung,

j) Annahme des Jahresberichts und des Jahresabschlusses der
Stiftung für das Vorjahr,

k) Beratung und Handlungsempfehlungen für den Präsidenten
und den Geschäftsführenden Direktor,

l) Vorschlagen von Änderungen dieses Übereinkommens an die
Vertragsparteien,

m) Bewertung der Entwicklung der Tätigkeit der Stiftung und
Einleitung von Maßnahmen auf der Grundlage der Berichte
des Geschäftsführenden Direktors,

n) Beilegung etwaiger Streitigkeiten zwischen den Vertrags -
parteien über die Auslegung oder Anwendung dieses Über-
einkommens und seiner Änderungen,

o) Abberufung des Präsidenten und/oder des Geschäftsführen-
den Direktors,

p) Genehmigung der Gründung von strategischen Partnerschaf-
ten,

q) Genehmigung des Abschlusses von Übereinkünften oder
Rechtsinstrumenten, die nach Artikel  15 Absatz  4 Buch -
stabe i ausgehandelt wurden.
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Artikel 12

Sitzungen des Stiftungsrats

(1) Der Stiftungsrat hält jährlich zwei ordentliche Sitzungen ab.
Sie finden zum gleichen Zeitpunkt wie die CELAC-EU-Treffen hoher
Beamter statt.

(2) Der Stiftungsrat hält außerordentliche Sitzungen auf Ver-
anlassung eines Vorsitzenden oder des Geschäftsführenden
Direktors oder auf Antrag mindestens eines Drittels seiner Mit-
glieder ab.

(3) Die Sekretariatsaufgaben für den Stiftungsrat werden unter
der Aufsicht des Geschäftsführenden Direktors der Stiftung
wahrgenommen.

Artikel 13

Beschlussfassung des Stiftungsrats

Der Stiftungsrat ist bei Anwesenheit von mehr als der Hälfte
seiner Mitglieder aus jeder Region handlungsfähig. Die Beschlüsse
werden von den anwesenden Mitgliedern im Konsens gefasst.

Artikel 14

Präsident der Stiftung

(1) Der Stiftungsrat wählt den Präsidenten aus den von den
Mitgliedern der EU-LAK-Stiftung vorgeschlagenen Kandidaten
aus. Der Präsident wird für eine Amtszeit von vier Jahren ernannt,
die einmal verlängert werden kann. 

(2) Der Präsident muss eine sowohl in Lateinamerika und der
Karibik als auch in der EU bekannte und hochangesehene Per-
sönlichkeit sein. Der Präsident übt seine Tätigkeit ehrenamtlich
aus, hat aber Anspruch auf die Erstattung aller notwendigen und
ordnungsgemäß begründeten Ausgaben.

(3) Das Amt des Präsidenten wird abwechselnd von einem
Staatsangehörigen eines EU-Mitgliedstaats und einem Staats-
angehörigen eines lateinamerikanischen oder karibischen Staa-
tes ausgeübt. Wird ein Präsident aus einem EU-Mitgliedstaat er-
nannt, so muss ein Geschäftsführender Direktor aus einem
lateinamerikanischen oder karibischen Staat ernannt werden und
umgekehrt.

(4) Der Präsident hat folgende Aufgaben:

a) Vertretung der Stiftung nach außen und Gewährleistung einer
sichtbaren und repräsentativen Rolle durch hochrangige Kon-
takte mit Behörden der lateinamerikanischen und der karibi-
schen Staaten sowie der EU und der EU-Mitgliedstaaten und
mit anderen Partnern,

b) Berichterstattung für die Außenministertreffen, sonstige
 Ministertreffen, den Stiftungsrat und gegebenenfalls andere
wichtige Treffen,

c) Beratung des Geschäftsführenden Direktors bei der Vorbe-
reitung des Entwurfs des Mehrjahres- und des Jahresarbeits-
programms und des Haushaltsentwurfs zur Genehmigung
durch den Stiftungsrat,

d) Wahrnehmung sonstiger vom Stiftungsrat vereinbarter Auf-
gaben.

Artikel 15

Geschäftsführender Direktor der Stiftung

(1) Die Stiftung wird von einem Geschäftsführenden Direktor
verwaltet; er wird vom Stiftungsrat für eine Amtszeit von vier Jah-
ren ernannt, die einmal verlängert werden kann, und wird unter
den von den Mitgliedern der EU-LAK-Stiftung vorgeschlagenen
Kandidaten ausgewählt.

(2) Unbeschadet der Zuständigkeiten des Stiftungsrats holt
der Geschäftsführende Direktor Weisungen von Regierungen
oder sonstigen Stellen weder ein noch nimmt er sie entgegen.

(3) Die Tätigkeit des Geschäftsführenden Direktors wird ver-
gütet; sein Amt wird abwechselnd von einem Staatsangehörigen

eines EU-Mitgliedstaats und einem Staatsangehörigen eines
 lateinamerikanischen oder karibischen Staates ausgeübt. Wird
ein Geschäftsführender Direktor aus einem EU-Mitgliedstaat er-
nannt, so muss ein Präsident aus einem lateinamerikanischen
oder karibischen Staat ernannt werden und umgekehrt.

(4) Der Geschäftsführende Direktor ist der rechtliche Vertreter
der Stiftung; er nimmt folgende Aufgaben wahr:

a) Vorbereitung des Mehrjahres- und des Jahresarbeitspro-
gramms und des Haushaltsplans der Stiftung; hierzu konsul-
tiert er den Präsidenten,

b) Ernennung und Führung der Bediensteten der Stiftung und
Gewährleistung, dass diese den Zielen der Stiftung gerecht
werden,

c) Ausführung des Haushaltsplans,

d) Vorlage regelmäßiger und jährlicher Tätigkeitsberichte und
der Budgetabschlüsse an den Stiftungsrat zur Genehmigung,
unter Gewährleistung transparenter Verfahren und einer ord-
nungsgemäßen Verbreitung der Informationen über alle von
der Stiftung durchgeführten oder unterstützten Tätigkeiten,
einschließlich einer aktualisierten Liste der Einrichtungen und
Organisationen, die auf nationaler Ebene genannt wurden,
sowie derjenigen, die sich an den Tätigkeiten der Stiftung be-
teiligen,

e) Vorlage des in Artikel 18 genannten Berichts,

f) Vorbereitung der Sitzungen und Unterstützung des Stiftungs-
rats,

g) bei Bedarf Konsultation geeigneter Vertreter der Zivilgesell-
schaft und anderer gesellschaftlicher Akteure, insbesondere
der von den Mitgliedern der EU-LAK-Stiftung möglicherweise
genannten Einrichtungen, je nach anstehender Thematik und
konkretem Bedarf, wobei der Stiftungsrat über die Ergebnisse
dieser Kontakte zur weiteren Prüfung unterrichtet wird,

h) Durchführung von Konsultationen und Verhandlungen mit
dem Gastland der Stiftung und den anderen Vertragsparteien
dieses Übereinkommens über die Einzelheiten der Erleichte-
rungen, die die Stiftung in diesen Staaten genießt,

i) Aushandlung von Übereinkünften oder Rechtsinstrumenten,
die völkerrechtliche Wirkungen entfalten, mit internationalen
Organisationen, Staaten und öffentlichen oder privaten Ein-
richtungen zu Fragen, die über den täglichen Verwaltungs -
betrieb der Stiftung hinausgehen, nachdem der Stiftungsrat
über den Beginn und den geplanten Abschluss dieser Ver-
handlungen gebührend konsultiert und darüber unterrichtet
wurde; außerdem regelmäßige Konsultation des Stiftungsrats
zu Inhalt, Umfang und voraussichtlichem Ergebnis der Ver-
handlungen,

j) Bericht an den Stiftungsrat über jeden Rechtsstreit, an dem
die Stiftung beteiligt ist. 

Artikel 16

Finanzierung der Stiftung

(1) Die Beiträge werden – unbeschadet der Beteiligung am
Stiftungsrat – auf freiwilliger Basis geleistet.

(2) Die Stiftung wird hauptsächlich von ihren Mitgliedern finan-
ziert. Der Stiftungsrat kann – unter Wahrung des biregionalen
Gleichgewichts – andere Modalitäten der Finanzierung der Tätig-
keit der Stiftung in Betracht ziehen.

(3) In besonderen Fällen ist die Stiftung nach vorheriger
 Unterrichtung und Konsultation des Stiftungsrats zur Einholung
seiner Genehmigung befugt, zusätzliche Mittel durch Außen -
finanzierung vonseiten öffentlicher und privater Einrichtungen zu
erwirtschaften, unter anderem durch Erstellung von Berichten
und Analysen auf Anfrage. Diese Mittel sind ausschließlich für die
Tätigkeit der Stiftung zu verwenden.

(4) Die Bundesrepublik Deutschland stellt auf eigene Kosten
und im Rahmen ihres Finanzbeitrags zu der Stiftung angemessen
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ausgestattete, für die Nutzung durch die Stiftung geeignete
Räumlichkeiten zur Verfügung und gewährleistet deren Instand-
haltung und Sicherheit sowie die Gebäudeversorgung.

Artikel 17

Prüfung und Veröffentlichung der Rechnungslegung

(1) Der Stiftungsrat benennt unabhängige Prüfer für die Prü-
fung der Rechnungslegung der Stiftung.

(2) Der von den unabhängigen Prüfern geprüfte Abschluss mit
den Vermögenswerten, Verbindlichkeiten, Einnahmen und Aus-
gaben der Stiftung wird den Mitgliedern so bald wie möglich
nach Ende jedes Haushaltsjahres, spätestens jedoch sechs Mo-
nate danach vorgelegt und vom Stiftungsrat auf seiner nächst-
folgenden Sitzung mit dem Ziel der Genehmigung geprüft. 

(3) Es wird eine Zusammenfassung der geprüften Rechnungs-
legung und Bilanz veröffentlicht.

Artikel 18

Bewertung der Stiftung

Ab dem Tag des Inkrafttretens dieses Übereinkommens legt
der Geschäftsführende Direktor dem Stiftungsrat alle vier Jahre
einen Bericht über die Tätigkeit der Stiftung vor. Der Stiftungsrat
nimmt eine allgemeine Bewertung dieser Tätigkeit vor und fasst
gegebenenfalls Beschlüsse über die künftige Tätigkeit der Stif-
tung.

Artikel 19

Strategische Partnerschaften

(1) Die Stiftung hat anfangs vier strategische Partner: das „In-
stitut des Amériques“ in Frankreich und die „Regione Lombardia“
in Italien aufseiten der EU sowie die „Fundación Global Demo-
cracia y Desarrollo“ (FUNGLODE) in der Dominikanischen Repu-
blik und die VN-Wirtschaftskommission für Lateinamerika und
die Karibik (ECLAC) aufseiten Lateinamerikas und der Karibik.

(2) Zur Verwirklichung ihrer Ziele kann die EU-LAK-Stiftung
weitere strategische Partnerschaften mit zwischenstaatlichen
 Organisationen, Staaten und öffentlichen oder privaten Einrich-
tungen beider Regionen unter Wahrung des Grundsatzes der
 biregionalen Ausgewogenheit eingehen.

Artikel 20

Vorrechte und Immunitäten

(1) Art und Rechtspersönlichkeit der Stiftung sind in den Arti-
keln 2 und 4 definiert.

(2) Die Rechtsstellung, die Vorrechte und die Immunitäten der
Stiftung, des Stiftungsrats, des Präsidenten, des Geschäfts -
führenden Direktors, der Bediensteten sowie der Vertreter der
Mitglieder im Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland im
Rahmen der Wahrnehmung ihrer Aufgaben werden durch ein
Sitzabkommen zwischen der Regierung der Bundesrepublik
Deutschland und der Stiftung geregelt.

(3) Das in Absatz 2 genannte Sitzabkommen ist von diesem
Übereinkommen unabhängig.

(4) Die Stiftung kann mit einem oder mehreren lateinamerika-
nischen oder karibischen Staaten oder EU-Mitgliedstaaten
 andere vom Stiftungsrat zu genehmigende Übereinkünfte über
derartige Vorrechte und Immunitäten schließen, soweit das für
die Funktionsfähigkeit der Stiftung in den jeweiligen Hoheits -
gebieten erforderlich ist. 

(5) Die Stiftung, ihr Guthaben, ihre Einkünfte und ihre sonsti-
gen Vermögensgegenstände sind im Rahmen der offiziellen
 Tätigkeit der Stiftung von jeder direkten Steuer befreit. Die Stif-
tung ist nicht von der Vergütung von Dienstleistungen befreit. 

(6) Der Geschäftsführende Direktor und die Bediensteten der
Stiftung sind von den nationalen Steuern auf die von der Stiftung
gezahlten Gehälter und sonstigen Bezüge befreit.

(7) Bedienstete der Stiftung sind alle vom Geschäftsführenden
Direktor ernannten Mitarbeiter, mit Ausnahme vor Ort eingestell-
ter und nach Stunden bezahlter Personen.

Artikel 21

Sprachen der Stiftung

Die Arbeitssprachen der Stiftung sind die im Rahmen der Stra-
tegischen Partnerschaft zwischen Lateinamerika und der Karibik
und der Europäischen Union seit ihrer Gründung im Juni 1999
verwendeten Sprachen.

Artikel 22

Streitbeilegung

Über Streitigkeiten zwischen den Vertragsparteien über die An-
wendung oder Auslegung dieses Übereinkommens und dessen
Änderungen wird direkt zwischen den Vertragsparteien mit dem
Ziel einer zügigen Beilegung verhandelt. Kann eine Streitigkeit
auf diesem Wege nicht beigelegt werden, so wird sie dem Stif-
tungsrat zur Entscheidung vorgelegt.

Artikel 23

Änderungen

(1) Dieses Übereinkommen kann auf Initiative des Stiftungs-
rats der EU-LAK-Stiftung oder auf Antrag einer der Vertragspar-
teien geändert werden. Die Änderungsvorschläge werden dem
Verwahrer übermittelt, der sie allen Vertragsparteien notifiziert,
damit sie sie prüfen und darüber verhandeln können.

(2) Änderungen werden im Konsens beschlossen und treten
dreißig Tage nach Eingang der letzten Notifikation über den Ab-
schluss aller hierfür erforderlichen Formalitäten beim Verwahrer
in Kraft.

(3) Der Verwahrer notifiziert allen Vertragsparteien das Inkraft-
treten der Änderungen.

Artikel 24

Ratifikation und Beitritt

(1) Dieses Übereinkommen liegt für alle lateinamerikanischen
und karibischen Staaten, die EU-Mitgliedstaaten und die EU ab
dem 25. Oktober 2016 bis zum Zeitpunkt seines Inkrafttretens
zur Unterzeichnung auf und bedarf der Ratifikation. Die Ratifika-
tionsurkunden werden beim Verwahrer hinterlegt.

(2) Dieses Übereinkommen steht der EU und denjenigen
 lateinamerikanischen und karibischen Staaten und EU-Mitglied-
staaten, die es nicht unterzeichnet haben, zum Beitritt offen. Die
entsprechenden Beitrittsurkunden werden beim Verwahrer hin-
terlegt.

Artikel 25

Inkrafttreten

(1) Dieses Übereinkommen tritt dreißig Tage nach dem Tag in
Kraft, an dem acht Vertragsparteien jeder Region, darunter die
Bundesrepublik Deutschland und die EU, ihre Ratifikations- oder
Beitrittsurkunden beim Verwahrer hinterlegt haben. Für die an-
deren lateinamerikanischen und karibischen Staaten und die EU-
Mitgliedstaaten, die ihre Ratifikations- oder Beitrittsurkunden
nach dem Tag des Inkrafttretens hinterlegen, tritt dieses Über-
einkommen dreißig Tage nach Hinterlegung der Ratifikations-
oder Beitrittsurkunde durch den betreffenden lateinamerikani-
schen oder karibischen Staat beziehungsweise den betreffenden
EU-Mitgliedstaat in Kraft.
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(2) Der Verwahrer notifiziert allen Vertragsparteien den Ein-
gang der Ratifikations- oder Beitrittsurkunden sowie das Datum
des Inkrafttretens dieses Übereinkommens gemäß Absatz 1.

Artikel 26

Geltungsdauer und Kündigung

(1) Die Geltungsdauer dieses Übereinkommens ist unbe-
grenzt.

(2) Jede Vertragspartei kann dieses Übereinkommen auf
 diplomatischem Wege durch eine an den Verwahrer gerichtete
schriftliche Notifikation kündigen. Die Kündigung wird zwölf Mo-
nate nach Eingang der Notifikation wirksam.

Artikel 27

Auflösung und Abwicklung

(1) Die Stiftung wird aufgelöst,

a) wenn alle Mitglieder der Stiftung oder alle Mitglieder der Stif-
tung bis auf eines das Übereinkommen gekündigt haben
oder

b) wenn die Mitglieder der Stiftung deren Beendigung beschlie-
ßen.

(2) Im Falle einer Beendigung besteht die Stiftung lediglich
zum Zweck ihrer Abwicklung weiter. Sie wird von Liquidatoren
abgewickelt, die für die Veräußerung des Vermögens und die
 Tilgung der Verbindlichkeiten sorgen. Der Saldo wird unter den
Mitgliedern anteilig entsprechend ihren jeweiligen Beiträgen auf-
geteilt.

Artikel 28

Verwahrer

Der Generalsekretär des Rates der Europäischen Union ist
Verwahrer dieses Übereinkommens.

Artikel 29

Vorbehalte

(1) Bei der Unterzeichnung oder Ratifikation dieses Überein-
kommens oder beim Beitritt zu diesem Übereinkommen können
die Vertragsparteien zu seinem Wortlaut Vorbehalte anbringen
und/oder Erklärungen abgeben, sofern diese nicht mit seinem
Ziel und Zweck unvereinbar sind.

(2) Die Vorbehalte und Erklärungen werden dem Verwahrer
übermittelt, der sie den anderen Vertragsparteien des Überein-
kommens notifiziert.

Artikel 30

Übergangsbestimmungen

Ab Inkrafttreten dieses Übereinkommens stellt die im Jahr
2011 nach dem Recht der Bundesrepublik Deutschland errich-
tete vorläufige Stiftung ihre Tätigkeit ein und wird aufgelöst. Die
Vermögenswerte und Verbindlichkeiten, die finanziellen und
sonstigen Ressourcen sowie die anderen vertraglichen Verpflich-
tungen der vorläufigen Stiftung gehen auf die durch dieses Über-
einkommen errichtete EU-LAK-Stiftung über. Zu diesem Zweck
schließen die EU-LAK-Stiftung und die vorläufige Stiftung die er-
forderlichen Rechtsinstrumente mit der Bundesrepublik Deutsch-
land ab und erfüllen die einschlägigen rechtlichen Anforderun-
gen.
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Zu Urkund dessen haben die unterzeichneten, hierzu gehörig
befugten Bevollmächtigten dieses Übereinkommen unterschrie-
ben, das in einer Urschrift in bulgarischer, dänischer, deutscher,
englischer, estnischer, finnischer, französischer, griechischer, ita-
lienischer, kroatischer, lettischer, litauischer, maltesischer, nie-
derländischer, polnischer, portugiesischer, rumänischer, schwe-
discher, slowakischer, slowenischer, spanischer, tschechischer
und ungarischer Sprache abgefasst ist, wobei jeder Wortlaut
gleichermaßen verbindlich ist; es wird im Archiv des Rates der
Europäischen Union hinterlegt; dieser übermittelt allen Vertrags-
parteien eine beglaubigte Abschrift.
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A .   A l l geme ines

Geschichte des Vertrages

Beim ersten Gipfel der Europäischen Union (EU) und der
Staaten Lateinamerikas und der Karibik (LAK) in Rio de
Janeiro im Juni 1999 wurde eine Strategische Partner-
schaft beider Regionen begründet. Auf bisher sieben
 weiteren Gipfeltreffen (Madrid 2002, Guadalajara 2004,
Wien 2006, Lima 2008, Madrid 2010, Santiago de Chile
2013, Brüssel 2015) wurde diese Partnerschaft weiter -
entwickelt und intensiviert, seit 2013 in Form von EU-
 CELAC-Gipfeln (Gemeinschaft der Lateinamerikanischen
und Karibischen Staaten – spanisch: Comunidad de
 Estados Latinoamericanos y Caribeños – CELAC). Die
Gipfel sind ein Forum des politischen Dialogs zu wichti-
gen globalen Fragen und Impulsgeber für die konkrete
Ausgestaltung der biregionalen Beziehungen.

Während des sechsten EU-LAK-Gipfels in Madrid haben
die Staats- und Regierungschefs sowie die Präsidenten
des Europäischen Rates und der Europäischen Kom -
mission am 18. Mai 2010 die Gründung der EU-Latein-
amerika/Karibik-Stiftung (kurz: EU-LAK-Stiftung) be-
schlossen. Sie dient der Förderung der Beziehungen
zwischen der Europäischen Union und den Staaten
 Lateinamerikas und der Karibik und ist ein wichtiges
 Instrument zur Ausgestaltung und Vertiefung des biregio-
nalen Dialogs. In der Folge ist es der Bundesregierung
 gelungen, der Bewerbung der Freien und Hansestadt
Hamburg um den Sitz der Stiftung in Konkurrenz zu den
Städten Madrid, Paris und Bologna zum Erfolg zu verhel-
fen. Um eine rasche Arbeitsaufnahme zu ermöglichen,
wurde die EU-LAK-Stiftung am 17. Oktober 2011 über-
gangsweise als Stiftung deutschen Rechts konstituiert.
Es bestand jedoch von Anfang an Konsens, dass sie den
Status einer internationalen Organisation erhalten sollte.
Die Verhandlungen zu dem entsprechenden Übereinkom-
men wurden 2011 zwischen den EU-Mitgliedstaaten
und den CELAC-Mitgliedstaaten aufgenommen und am
2. Februar 2015 abgeschlossen. Das Verhandlungsman-
dat für die EU-Mitgliedstaaten hatte die Europäische
Kommission, vertreten durch den Europäischen Auswär-
tigen Dienst. Verhandlungsführer für die Gemeinschaft
der Lateinamerikanischen und Karibischen Staaten war
die (jährlich wechselnde) Präsidentschaft der Gemein-
schaft. Das Übereinkommen wurde am 9. Juni 2015
im  Vorfeld des EU-CELAC-Gipfels in Brüssel para-
phiert.  Der Beschluss des Rates der Europäischen 
Union über  die Unterzeichnung des Übereinkommens
erfolg te am 10. Oktober 2016 und die Unterzeichnung am 
25.  Oktober 2016 am Rande der EU-CELAC-Außen -
ministerkonferenz in Santo Domingo durch die Euro -
päische Union und 46 der 61 Mitgliedstaaten der Ge-
meinschaft der Lateinamerikanischen und Karibischen
Staaten und der Europäischen Union, einschließlich
Deutschland.

Es handelt sich um ein gemischtes Abkommen, da es
 Regelungen enthält, die sowohl in die Zuständigkeit der
Europäischen Union als auch die ihrer Mitgliedstaaten
 fallen. Für den Abschluss bedarf es daher der Ratifikation
durch die Mitgliedstaaten der Gemeinschaft der Latein-
amerikanischen und Karibischen Staaten, die Mitglied-

staaten der Europäischen Union und die Europäische
Union selbst.

B .   Besonde res

Präambel

Die Präambel unterstreicht den engen Bezug der Grün-
dung der Internationalen EU-LAK-Stiftung zum EU-LAK-
Gipfelprozess. Als Beweggrund für den Abschluss des
Übereinkommens wird auf den Beschluss des sechsten
EU-LAK-Gipfeltreffens in Madrid am 18. Mai 2010 verwie-
sen und auf den Willen der dort versammelten Staats-
und Regierungschefs, die Internationale EU-LAK-Stiftung
als eine dem Völkerrecht unterliegende zwischenstaat -
liche Organisation zu gründen.

Allgemeine Grundsätze (Artikel 1 bis 4)

Bei der Internationalen EU-LAK-Stiftung handelt es sich
um eine internationale Organisation mit völkerrechtlicher
Rechtspersönlichkeit mit Sitz in Hamburg, die das Ziel
verfolgt, die biregionale Partnerschaft zwischen der EU
und CELAC zu stärken. Die Mitgliedschaft ist beschränkt
auf die Staaten Lateinamerikas und der Karibik, die Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union sowie auf die Euro-
päische Union selbst (vgl. Artikel 24 des Übereinkom-
mens). Eine Beteiligung der Gemeinschaft der Latein-
amerikanischen und Karibischen Staaten als Institution ist
ebenfalls vorgesehen.

Ziele und Methoden der Zielerreichung (Artikel 5 bis 7)

Die Internationale EU-LAK-Stiftung hat vor allem einen
Beitrag zur Umsetzung der Prioritäten zu leisten, die
auf den EU-CELAC-Gipfeltreffen festgelegt werden. Die
Zivilgesellschaft und andere gesellschaftliche Akteure wie
akademische Einrichtungen können einbezogen und
 deren Beiträge berücksichtigt werden. Besonderer Wert
wird darauf gelegt, dass die Stiftung der Partnerschaft
eine erhöhte Präsenz in der Öffentlichkeit verleiht. 

Organisation der Stiftung (Artikel 8 bis 15)

Die Internationale EU-LAK-Stiftung verfügt über einen
Stiftungsrat, eine Präsidentin/einen Präsidenten und eine
Geschäftsführende Direktorin/einen Geschäftsführenden
Direktor.

S t i f t u n g s ra t  ( A r t i k e l  9  b i s  1 3 )

Der Stiftungsrat besteht aus Vertreterinnen und Vertretern
der Mitglieder sowie aus Vertreterinnen und Vertretern der
CELAC-Präsidentschaft. Das Exekutivbüro der Parlamen-
tarischen Versammlung Europa-Lateinamerika und die
Paritätische Parlamentarische Versammlung der Staaten
in Afrika, im karibischen Raum und im Pazifischen Ozean
und die Europäische Union können jeweils eine Vertrete-
rin/einen Vertreter pro Region als Beobachterin/Beobach-
ter beim Stiftungsrat benennen. 

Der Stiftungsrat hat zwei Vorsitzende, eine/einen aus
der EU und eine/einen aus der Gemeinschaft der Latein -
amerikanischen und Karibischen Staaten. Er ist das Auf-

Denkschrift
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sichts- und Kontrollgremium der Stiftung und steuert ihre
Aktivitäten.

Der Stiftungsrat hält zweimal jährlich zeitgleich mit den
Treffen der hohen Beamtinnen und Beamten der Gemein-
schaft der Lateinamerikanischen und Karibischen Staaten
und der Europäischen Union ordentliche Sitzungen ab.
Beschlüsse des Stiftungsrats sind im Konsens zu fassen,
wobei die Anwesenheit von mindestens der Hälfte der
Mitglieder aus jeder Region erforderlich ist.

P rä s i d e n t  u n d  G e s c h ä f t s f ü h re n d e r  D i re k to r
d e r  S t i f t u n g  ( A r t i k e l  1 4  u n d  1 5 )

Die Präsidentin/der Präsident und die Geschäftsführende
Direktorin/der Geschäftsführende Direktor der Stiftung
werden jeweils auf Vorschlag der Mitglieder vom Stif-
tungsrat gewählt; maximal zwei vierjährige Amtszeiten
sind möglich. Die beiden Ämter werden jeweils abwech-
selnd von einem Angehörigen eines Mitgliedstaats der
Europäischen Union und einem Angehörigen eines Mit-
gliedstaats der Gemeinschaft der Lateinamerikanischen
und Karibischen Staaten ausgeübt. Die Präsidentin/der
Präsident ist ehrenamtlich tätig, nimmt repräsentative
Aufgaben wahr und berät die Geschäftsführende Direkto-
rin/den Geschäftsführenden Direktor. Die Geschäftsfüh-
rende Direktorin/der Geschäftsführende Direktor erhält
eine Vergütung, vertritt die Stiftung in rechtlicher Hinsicht,
zeichnet für den operativen Teil des Stiftungsgeschäfts
verantwortlich, führt den Haushaltsplan aus und berichtet
dem Stiftungsrat hierzu auf den Sitzungen des Stiftungs-
rats. Um ihre/seine Unabhängigkeit gegenüber den Mit-
gliedern zu wahren, ist es ihr/ihm nicht erlaubt, Weisun-
gen von Regierungen oder anderen Stellen einzuholen
oder entgegenzunehmen. 

Finanzierung  und  Kontrolle  der  Stiftung  (Artikel  16
und 17)

Die Finanzierung der Internationalen EU-LAK-Stiftung er-
folgt grundsätzlich durch freiwillige Mitgliedsbeiträge.
Eine Fremdfinanzierung ist nur unter bestimmten Voraus-
setzungen nach Genehmigung durch den Stiftungsrat zu-
lässig. Die Bundesrepublik Deutschland wird verpflichtet,
der Internationalen EU-LAK-Stiftung auf eigene Kosten
angemessene Räumlichkeiten sowie Instandhaltungs-,
Versorgungs- und Sicherheitsdienstleistungen für die Ein-
richtung zur Verfügung zu stellen. 

Zur Überprüfung der Aktivitäten der EU-LAK-Stiftung er-
folgt jährlich eine unabhängige Rechnungsprüfung. Ab
 Inkrafttreten des Übereinkommens legt die Geschäftsfüh-
rende Direktorin/der Geschäftsführende Direktor dem Stif-
tungsrat alle vier Jahre einen Tätigkeitsbericht vor. Der
Stiftungsrat bewertet den Tätigkeitsbericht inhaltlich und
fasst ggf. Beschlüsse zur Neuausrichtung der Stiftung. 

Sonstige Bestimmungen (Artikel 18 bis 21)

Grundsätzlich werden insgesamt vier strategische Part-
ner1 der Stiftung aus beiden Regionen benannt; weitere
Partnerschaften sind unter Beachtung des Grundsatzes
der biregionalen Ausgewogenheit möglich. 

Es werden Festlegungen hinsichtlich Status und Rechts-
persönlichkeit der Stiftung getroffen. Bei der Unterzeich-
nung ist im Einklang mit Artikel 29 Absatz 1 des Überein-
kommens eine klarstellende Erklärung zu Artikel 20 des
Übereinkommens abgegeben worden, mit der die Bun-
desrepublik Deutschland darauf aufmerksam macht, dass
bei der Aushandlung eines Sitzstaatabkommens keine
steuerlichen Privilegien eingeräumt werden, die über die
in Artikel 20 Absatz 5 und 6 des Übereinkommens fest-
gelegten Vergünstigungen hinausgehen. Das Überein-
kommen trifft keine Regelung zum Progressionsvorbehalt
bezüglich der Gehälter der Bediensteten. 

Im Regelfall sind Englisch und Spanisch die Arbeitsspra-
chen der Internationalen EU-LAK-Stiftung. Frankreich
und Portugal haben sich per Erklärung vorbehalten, sich
im Rahmen der Stiftungsarbeit auch in ihren Amtsspra-
chen zu äußern.

Schlussbestimmungen (Artikel 22 bis 30)

Der Generalsekretär des Rates der Europäischen Union
wird als Verwahrer bestimmt. Das Übereinkommen tritt
30  Tage, nachdem jeweils acht Vertragsparteien jeder
 Region, darunter Deutschland als Sitzstaat und die Euro-
päische Union, ihre Ratifikations- oder Beitrittsurkunden
hinterlegt haben, in Kraft.

Änderungen des Übereinkommens sind im Konsensver-
fahren möglich.

Eine Kündigung des Übereinkommens durch einzelne
Mitglieder ist jederzeit möglich. Kündigen alle Mitglieder
das Übereinkommen oder kündigen alle Mitglieder bis auf
eines das Übereinkommen, erfolgt automatisch eine Auf-
lösung der Internationalen EU-LAK-Stiftung. Eine Been-
digung der Tätigkeit der Internationalen EU-LAK-Stiftung
ist darüber hinaus auf Beschluss der Mitglieder möglich. 

Die Internationale EU-LAK-Stiftung und ihr Vorläufer nach
deutschem Recht sind verpflichtet, mit der Bundesrepu-
blik Deutschland die erforderlichen Schritte auf den Weg
zu bringen, um eine Auflösung und Übertragung der Ver-
mögenswerte der Stiftung nach deutschem Recht auf die
Internationale EU-LAK-Stiftung als internationale Organi-
sation zu gewährleisten.

1 Die strategischen Partner der Internationalen EU-LAK-Stiftung sind der-
zeit: „L’Institut des Amériques“ in Frankreich, „Regione Lombardia“ in
Italien, „Fundación Global Democracia y Desarollo“ (FUNGLODE) in der
Dominikanischen Republik und die Wirtschaftskommission der Verein-
ten Nationen für Lateinamerika und die Karibik (ECLAC).


